BFH Bundesfinanzhof %

Beschluss vom 12. April 2011, II1' S 49/10

Gegenstand der Anhorungsriige
BFH IIl. Senat

GG Art 103 Abs 1, FGO & 10 Abs 3, FGO & 1333, FGO & 133a Abs 4 S 2, FGO & 133a Abs 4 S 3

Leitsatze

1. NV: Uber die unzuléssige oder unbegriindete Anhérungsriige entscheidet der Bundesfinanzhof auch dann in der
Besetzung von drei Richtern durch Beschluss, wenn sie sich gegen ein Urteil richtet .

2. NV: Das Gericht hat das Vorbringen der Beteiligten zur Kenntnis zu nehmen und in Erwagung zu ziehen. Mit dem
Einwand, das Gericht habe in der Sache fehlerhaft entschieden, kann der Rugefihrer nicht mit Erfolg die Verletzung des
rechtlichen Gehors geltend machen .

Tatbestand

1 I Mit Urteil vom 30. September 2010 III R 39/08 hat der angerufene Senat auf die Revisionen des Klagers,
Revisionsklagers, Revisionsbeklagten und Rigefuhrers (Klager) sowie des Beklagten, Revisionsbeklagten,
Revisionsklagers und Rigegegners (Finanzamt) das Urteil des Niedersachsischen Finanzgerichts vom 12. Dezember
2007 7 K 249/07 bereits aus verfahrensrechtlichen Griinden aufgehoben und die Klage abgewiesen. Gegen das ihm
am 2. Dezember 2010 zugestellte Urteil wendet sich der Klager mit der Anhorungsriige. Der entsprechende
Schriftsatz ist am 10. Dezember 2010 beim Bundesfinanzhof (BFH) eingegangen.

2 Der Klager macht geltend, der BFH hatte, wenn er in dem mit der Anhorungsriige angegriffenen Urteil
Ausfihrungen zu den Rechtsgrundlagen des Einspruchsrechts nach Beendigung der Vorlaufigkeit gemacht hatte, zu
dem Ergebnis kommen kdnnen, dass nach Beendigung der Vorlaufigkeit nach den Vorschriften der Abgabenordnung
(AO) regelmafig kein Einspruch mehr gegeben sei. Er hatte dann moglicherweise der Klage stattgegeben, weil der
Klager nicht auf einen regelmaf3ig unzulassigen Rechtsbehelf verwiesen werden kénne.

Entscheidungsgrunde

3 Il. Die Anhorungsrige ist unbegriindet und deshalb durch Beschluss in der Besetzung von drei Richtern
zurtckzuweisen (8 133a Abs. 4 Satze 2 und 3, § 10 Abs. 3 Halbsatz 2 der Finanzgerichtsordnung --FGO--). Der
Anspruch des Klagers auf Gewahrung rechtlichen Gehors wurde im Revisionsverfahren nicht verletzt.

4 1. Art. 103 Abs. 1 des Grundgesetzes (GG) gewahrleistet den Beteiligten eines gerichtlichen Verfahrens das Recht,
vor Gericht Antrage zu stellen und Ausfiihrungen zu machen. Dem entspricht die Pflicht des Gerichts, die
Ausfuhrungen der Verfahrensbeteiligten zur Kenntnis zu nehmen und bei seiner Entscheidung in Erwdgung zu
ziehen, sofern das Vorbringen nicht nach den Prozessvorschriften ausnahmsweise unbertcksichtigt bleiben muss
oder kann (standige Rechtsprechung, vgl. z.B. BFH-Beschluss vom 26. Marz 2007 11 S 1/07, BFH/NV 2007, 1094,
m.w.N.).

5  Grundsatzlich ist davon auszugehen, dass das Gericht das von ihm entgegengenommene Vorbringen eines
Beteiligten auch zur Kenntnis genommen und in Erwagung gezogen hat, zumal es nach Art. 103 Abs. 1 GG nicht
verpflichtet ist, sich mit jedem Vorbringen in der Begriindung seiner Entscheidung ausdrucklich zu befassen. Eine
Verletzung des Anspruchs auf rechtliches Gehor liegt nur dann vor, wenn sich aus den besonderen Umstanden des
einzelnen Falles deutlich ergibt, dass das Gericht ein tatsachliches Vorbringen entweder iberhaupt nicht zur
Kenntnis genommen oder doch bei seiner Entscheidung ersichtlich nicht in Erwagung gezogen hat (vgl. BFH-
Beschlusse in BFH/NV 2007, 1094, m.w.N.; vom 30. August 2007 IX S 6/07, BFH/NV 2007, 2324).
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6 2. Nach diesen Grundsatzen liegen im Streitfall keine Anhaltspunkte daflr vor, dass der Senat den Anspruch des
Klagers auf Gewahrung rechtlichen Gehors verletzt haben konnte. Der Senat hat vielmehr das Vorbringen der
Beteiligten zur Kenntnis genommen und in Erwagung gezogen.

7  Wie der Klager mit seiner Riige selbst vortragt, sind seine Uberlegungen, weshalb die Abgabenordnung nach
Beendigung der Vorlaufigkeit keine Rechtsgrundlage fiir einen Einspruch enthalte, auf den Seiten 9 f. des Urteils
wiedergegeben. Der Senat hat entschieden, wie der Klager weiter aus den Entscheidungsgriinden auf den Seiten 20
f. des Urteils zitiert, dass der Steuerpflichtige nach Erledigung des Musterverfahrens gemaf3 § 165 Abs. 2 Satz 4 AO
beantragen kann, dass die Steuerfestsetzung fiir endgiltig erklart wird, und er gegen die dann auch insoweit
endglltige Festsetzung Einspruch einlegen und ggf. anschliefiend Klage erheben kann zur verfassungsrechtlichen
Klarung, ohne dass dem & 351 Abs. 1 AO entgegensteht.

8 Im Kern richten sich die Ausfihrungen des Klagers, wie auch der Schriftsatz vom 1. April 2011 zeigt, gegen die
Rechtsauffassung des Senats im Urteil vom 30. September 2010. Sie enthalten das Vorbringen, der Senat habe in
der Sache fehlerhaft entschieden. Hiermit kann der Klager im Rahmen des & 133a FGO aber nicht gehort werden.

9 3. Die Kostenpflicht der Anhorungsriige folgt aus Nr. 6400 des Kostenverzeichnisses zum Gerichtskostengesetz.

Quelle: www.bundesfinanzhof.de

Seite 2 von 2


https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE201150295/

	Beschluss vom 12. April 2011, III S 49/10
	Leitsätze
	Tatbestand
	Entscheidungsgründe


